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BürgerInnenbeteiligung 2.0
Neue formeN der demokratIscheN mItBestImmuNg 
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Du bist
Demokratie!
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„Demokratie ist die kommunikative Ab-
wägung von Strategien, künftiges Leben 
zu gestalten, weshalb demokratische Ent-
scheidungen rein logisch niemals ‚alterna-
tivlos‘ sein können“, schreibt der deutsche 
Sozialpsychologe Harald Welzer. Diese Al-
ternativen gilt es auszuloten und jene aus-
zuwählen, die am ehesten den Interessen 
der Betroffenen entspricht. Weder das fin-
den geeigneter Alternativen noch die Aus-
wahl der am besten geeigneten Alternative 
ist einfach und kann auch nicht in „einsa-
men“ Beschlüssen getroffen werden.
Diese Offenheit, Alternativen zu suchen 
und auszuwählen schafft den Raum für 
Freiheit. Freiheit für alle Betroffenen einer 
Maßnahme, ihre Interessen bestmöglich 
berücksichtigt zu finden. Gesamthaft gese-
hen ist jener Alternative der Vorzug zu ge-
ben, in der die Summe der individuellen 
Freiheiten, der Berücksichtigung der indi-
viduellen Wünsche, am größten ist. Mit 
einem Anliegen an MitbürgerInnen heran-
zutreten, sollte grundsätzlich mit der Defi-
nition einer Aufgabe geschehen, nicht mit 
einer Lösung.
Das bearbeiten, diskutieren von verschie-
denen Interessen ist ein mühsamer Pro-
zess, aber mit Vorteilen. Der wesentliche 
Vorteil ist die Akzeptanz, die sich aus der 
Berücksichtigung individueller Wünsche 
und mit der Beteiligung am Finden einer 
Lösung auch als Berücksichtigung indivi-
dueller Freiheiten darstellen lässt. Dieses 
Herantreten an MitbürgerInnen mit einer 
Aufgabe bzw. einem Ziel anstatt einer fer-
tigen Lösung, ist eine Aufforderung an je-
den/jede Bürger/-in, etwas zu verändern.
Bekannte Beispiele, bei denen mit einer 
Lösung anstatt mit einer Aufgabe begon-
nen wurde, sind das – gescheiterte – Asyl-
Erstaufnahmezentrum im Burgenland so-

wie der Hauptbahnhof in Stuttgart. Bei 
beiden Projekten ist die Diskussion unter-
blieben, welche Aufgabe zu lösen ist und 
welche Alternativen zur Bewältigung der 
Aufgaben möglich wären.

Mut ist notwendig

InteressenManagement aktiv zu begin-
nen, braucht Mut. Mut, in unbekanntes 
Terrain vorzudringen, somit ein Wagnis 
einzugehen. Ein Wagnis, da zwar die ei-
genen Interessen bekannt sind, nicht je-
doch die der PartnerInnen. Welche Inter-
essen aufeinander prallen, ist nicht vor-
hersehbar, auch nicht, ob es eine Eini-
gung geben kann oder wie sie aussehen 
kann oder wird. InteressenManagement 
angewandt, z.B. im Vorfeld eines Behör-
denverfahrens, gibt jedoch allen Beteilig-
ten viel mehr Freiheiten, als dies im en-
gen Korsett eines formalen Verfahrens 
unter fremder Leitung – der Behörde – 
möglich wäre. Damit ermöglicht Interes-
senManagement ein Maximum an Frei-
heiten und Beweglichkeit, womit schluss-

endlich viel bewegt werden kann – viel 
mehr als dies unter Fremdbestimmung 
möglich wäre.

Kommunalpolitik legitimiert sich 
durch InteressenManagement
Während auf der Ebene des Staates (oder 
auch der Europäischen Union) komplexe 
Aufgaben zu bewältigen sind, die nur für 
wenige BürgerInnen durchschaubar sein 
können, sind die lokalen und regionalen 
Aufgaben, Interessen und Auswirkungen 
für den Einzelnen zu überblicken und ein-
schätzbar – es besteht persönliche Betrof-
fenheit. Daraus ergibt sich eine andere 
Anforderung an Politik. Während auf der 
komplexen (über)staatlichen Ebene die re-
präsentative Demokratie – das Führen 
durch legitimierte VertreterInnen – erfor-
derlich ist, ist auf der lokalen Ebene eine 
partizipative Demokratie mit starker Ein-
bindung der Betroffenen – mit einem Ma-
nagement der Interessen – angemessen.
Und genau dieser Unterschied legitimiert 
kommunale Politik und Verwaltung. Je 
mehr kommunale Politik eine direkte Be-
teiligung von BürgerInnen mit professio-
nellem Management der unterschiedli-
chen Interessen betreibt, desto stärker die 
Legitimation kommunaler Politik. 
Noch prägnanter: Nur durch die offen-
sive Auseinandersetzung mit individuel-
len Interessen und dem transparenten 
Umgang damit, legitimiert sich Lokal- 
bzw. Regionalpolitik als notwendige Er-
gänzung zur repräsentativen Führung 
größerer Einheiten.
InteressenManagement ist gelebte Demo-
kratie. Die Unterstützung durch eine/-n 
externe/-n – neutrale/-n – Prozessleiter/-in 
mit Äquidistanz zu allen Beteiligten ist da-
bei oft extrem hilfreich. ■

InteressenManagement  
ist gelebte Demokratie
Kommunalverwaltung und Kommunalpolitik stehen permanent im Spannungsfeld verschiedener, 
oftmals auch gegensätzlicher und sehr konkreter Interessen. Verwaltung und Politik müssen trotz  
ihrer hoheitlichen Funktion mit diesen Interessen auf demokratische Art und Weise umgehen.
Ing. Mag. Walter Hauer, Technisches Büro Hauer Umweltwirtschaft GmbH

Es gilt, die Kausalitätskette …
1. Interessen
2. Mitteilung derselben an unbeteiligte Dritte, 
 z. B. Behörde
3. Fremdbestimmung, passives Warten was passiert
4. externe Vorgaben / Auflagen / Einschränkungen
5. enger Raum
6. kaum Bewegung, ja Stillstand

… zu ersetzen durch …
1. Interessen
2. InteressenManagement
 Unsicherheit / Wagnis
3. Mut, aktives Agieren
 Aufwand / Arbeit
4. Freiheiten zur Gestaltung
5. weiter Raum
6. Bewegung

DeMokratIe
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